
14 Südtirol Dienstag, 15. Dezember 2009 -

BOZEN (lu). Innerhalb März 2010 müssen alle Hunde in Südtirol
gegen die Tollwut geimpft sein. Dies hat die Landesregierung ges-
tern beschlossen. Die Orte, wo die Mengenimpfungen vorgenom-
men werden, werden derzeit ausfindig gemacht. Die Impfung
kostet fünf Euro. Tollwut-Köder für Füchse werden jetzt ausgelegt.

Tollwut: Innerhalb März 2010 alle Hunde impfen Elf entscheidende Stimmen mehr
CLES. Maria Pia Flaim wurde am Sonntag zur
neuen Bürgermeisterin von Cles am Nonsberg
gewählt. In der Stichwahl konnte sie den Gegen-
kandidaten Giorgio Osele um ganze elf Stimmen
hinter sich lassen.

Die Einschreibungen laufen an
BOZEN. Noch bis 10. Februar können sich Ju-
gendliche an einer italienischen Ober- und Be-
rufsschule einschreiben. Sie müssen sich an die
Schuldirektion wenden. Für deutschsprachige
Oberschulen ist der 31. März der letzte Termin.

BOZEN (lu). Nachdem es mit
dem Amt des italienischen
Schulamtsleiters nichts ge-
worden ist, weil die Berlusco-
ni-Regierung dagegen war,
hat die Landesregierung ges-
tern Ivan Eccli zum neuen
Leiter des Italienischen Päd-
agogischen Instituts ernannt.
Ivan Eccli ersetzt damit seine
Vorgängerin und ehemalige
italienische Schulamtsleite-
rin Bruna Rauzi Visintin.

Pädagogisches
Institut: Eccli ist Chef

Landwirtschaft wird
wieder gezählt
BOZEN (LPA). 2010 wird wie-
der eine flächendeckende
Landwirtschaftszählung
durchgeführt, und zwar auf
dem gesamten Staatsgebiet.
In Südtirol übernimmt das
Landesinstitut für Statistik
(ASTAT) die Zählung, bezahlt
wird sie allerdings vom italie-
nischen Statistikinstitut (IS-
TAT). „Nachdem unsere Äm-
ter und Abteilungen bereits
zahllose Daten zur Landwirt-
schaft erheben, und zwar lau-
fend, haben wir sie angehal-
ten, diese dem ASTAT zurVer-
fügung zu stellen“, erklärte
gestern Landeshauptmann
Luis Durnwalder.

SOA-Zertifizierung:
Land zahlt mit

BOZEN (LPA). Seit der Über-
nahme der staatlichen Aus-
schreibungs-Richtlinien auch
in Südtirol ist die so genannte
SOA-Zertifizierung für die
Teilnahme an Ausschreibun-
gen von Aufträgen mit einer
Summe von über 150.000 Euro
verpflichtend, aber nur weni-
ge Betriebe verfügen darüber.
Die Landesregierung wird nun
die SOA-Zertifizierung der Be-
triebe mit bis zu 70 Prozent
der Kosten bezuschussen. Da-
für werden 1,5 Millionen Euro
bereitgestellt.

Land kauft besondere
Archivalien an
BOZEN (LPA). Eine der be-
deutendsten privaten Archi-
valiensammlungen Südtirols
hat die Landesregierung ges-
tern angekauft. Es handelt
sich um die Sammlung von
Georg Siegmund Graf Thun
Hohenstein Welsperg, die Ar-
chivalien aus den letzten
rund 800 Jahren umfasst. „In
der Sammlung finden sich
Originaldokumente, die für
die Geschichte Tirols, aber
auch Kärntens von großem
Wert sind, nicht zuletzt ein
Schriftstück von Margarethe
Maultasch“, so Landeshaupt-
mann Luis Durnwalder. Der
Ankauf kostet 680.000 Euro.

Egartners Schicksal in Stegers Hand
UNWÄHLBARKEIT: Urteilsbegründung liegt vor, Entscheidung über Vollstreckbarkeit soll heute fallen – Hick-Hack der Anwälte geht weiter

BOZEN (uli). Der heutige Tag
könnte der letzte für Christian
Egartner im Landtag sein. So-
bald Landtagspräsident Die-
ter Steger nämlich die Urteils-
begründung in Händen hält,
ist er dazu verpflichtet, zu
handeln. Anwalt Gerhard
Brandstätter sagt: Steger
muss das Urteil für nicht voll-
streckbar erklären. Renate
Holzeisen: Es ist vollstreckbar,
Egartner muss vorerst gehen.

Ruhig ist dieser Tage wohl nur
eine: die mögliche Nachrücke-
rin Julia Unterberger. „Ich habe
nichts gehört. Ich fühle mich als
Beobachterin – sobald es kon-
kret wird, werde ich mich näher
mit der Sache befassen“, sagt
sie. Arbeit habe sie inzwischen
genug, sie sei nicht auf das Man-
dat angewiesen.

Gespannt und angespannt

warten hingegen viele andere
darauf, was heute passieren
wird.

Gestern dürfte Landeshaupt-
mann Luis Durnwalder das Ur-
teil des Oberlandesgerichts zu-
gestellt bekommen haben. Laut
Wahlgesetz ist er dazu verpflich-
tet, das Urteil zweiter Instanz,
wonach Christian Egartner
nicht wählbar war und durch
die erste Nichtgewählte auf der
Liste zu ersetzen sei, zu veröf-
fentlichen und also auch im
Landtag auszuhängen. 24 Stun-
den hat er dafür Zeit. Für die
Umsetzung des Urteils ist allein
Landtagspräsident Dieter Steger
zuständig. „Ich habe offiziell
noch nichts zugestellt bekom-
men. Ich möchte sehen, wie das
Oberlandesgericht das Urteil
formuliert hat. Ich habe einige
Rechtsmeinungen gesammelt
und werde das auch noch tun,
erst dann entscheide ich“, sagte
er gestern den „Dolomiten“.

Für Gerhard Brandstätter, An-
walt von Egartner, gibt es keine
Zweifel: „Das Urteil ist nicht
vollstreckbar, das sagen Gesetze
und die Rechtssprechung. “ Er
hat noch keinen Antrag auf Aus-
setzung des Urteils gestellt.
Stellt er diesen, muss es erst
nach dem Urteilsspruch der
Kassation vollstreckt werden.

Erwartungsgemäß anderer
Meinung ist Renate Holzeisen,
Vertreterin der Einbringer des
Rekurses. „Es wäre ein Rechts-
bruch, wenn Steger das Urteil
nicht vollstrecken würde. Alle ab
jetzt gefassten Beschlüsse –
auch der Haushalt – könnten
angefochten werden, weil bei
der Entscheidung jemand im
Landtag saß, der für nicht wähl-
bar erklärt wurde“, sagt sie.

Und wenn Steger das Urteil
nicht vollstrecke, gebe es eine
weitere Möglichkeit: Jeder Bür-
ger könne die Zwangsvollstre-
ckung des Urteils beantragen.

Die zentralen Fragen gehen an das Parteivolk
DIREKTE DEMOKRATIE: SVP wird neues Gesetz vorlegen – Bis Anfang Februar sollen Bezirksausschüsse die Grundsätze festlegen

BOZEN (ler). Nachdem er bei
den Volksabstimmungen im Ok-
tober knapp an ihr vorbeige-
schrammt war, packt die SVP
den Stier Direkte Demokratie bei
den Hörnern. „Wir werden im
kommenden Jahr ein eigenes
Gesetz vorlegen“, fasste Partei-
obmann Richard Theiner einen
der Beschlüsse des gestern ta-
genden Parteiausschusses zu-
sammen.

Bei der Ausarbeitung dieses
Gesetzes geht die Volkspartei
den Weg der Parteibasis-Demo-
kratie. Alle sieben Bezirksaus-
schüsse sollen in den ersten Wo-
chen des neuen Jahres diskutie-
ren und bestimmen, wie die
Eckpfeiler des Gesetzesentwur-
fes aussehen sollen. „Wir erwar-
ten uns Stellungnahmen von al-
len Bezirksausschüssen, aber
auch interessierte Ortsgruppen
sind eingeladen, dieses Gesetz
mitzuschreiben“, unterstreicht
der Obmann. Am 8. Februar

wird der Parteiausschuss die
eingegangenen Vorschläge und
Beschlüsse zusammenschmel-
zen und dann in einen Gesetz-
entwurf gießen.

Gestern wurde bereits die Lis-
te der Fragen zusammengestellt,

zu denen sich die Ausschüsse
vor Ort äußern sollen. Das be-
ginnt bei den Voraussetzungen
für eine Volksabstimmung (An-
zahl der Promotoren und erfor-
derlichen Unterschriften, Zeit-
raum für die Sammlung) und

reicht bis zum erforderlichen
Quorum für die Gültigkeit eines
Referendums; weiters soll im
Gesetz festgelegt werden, wie
viele Volksabstimmungen pro
Jahr und wie viele Fragen pro
Referendum zugelassen sind.

Auch über Möglichkeit und Be-
dingungen für gemeindeüber-
greifende Volksabstimmungen
sollen die Bezirke entscheiden.

„Verzahnung“ von zwei
Modellen

Auf den Tisch kam gestern
auch ein Modell, das Obmann
Theiner als „Verzahnung von Di-
rekter und indirekter Demokra-
tie“ beschreibt und in Südtirol
übernommen werden könnte.
Wenn ein Promotorenkomitee
eine Volksabstimmung in die
Wege leitet, könnte der Landtag
offiziell einen Gegenentwurf
ausarbeiten; bei der Abstim-
mung können die Wahlberech-
tigten entscheiden, welcher Weg
eingeschlagen werden soll.

Bevor die SVP ihr Gesetz in
den Landtag bringt, möchte sie
sich aber auch mit anderen Par-
teien absprechen, wurde gestern
unterstrichen.

„Eines Rechtsstaates unwürdig“
MINDERHEITEN: SVP verurteilt Vorfälle im Baskenland und Türkei – Aufs EU-Tapet
BOZEN. Einstimmig sprach ges-
tern der SVP-Ausschuss den Her-
ausgebern und Redakteuren der
baskischen Zeitung „Euskaldu-
non Egunkaria“, der Vereinigung
von Tageszeitungen in Minder-
heitensprachen Midas, sowie der
kurdischen Partei DTP seine volle
Solidarität aus.

Wie berichtet, hat die spani-
sche Justiz das Sprachrohr der
baskischen Minderheit in Spani-
en, die Zeitung „Euskaldunon
Egunkaria“, schließen lassen, ab
dem heutigen 15. Dezember ste-
hen die Spitze der Redaktion und
Teile des Verwaltungsrates vor
Gericht. Gestern hat Jon Andoni
Lekue, der die baskischen Inter-
essen in Brüssel vertritt, die SVP-
Vize-Obfrau und FUEV-Vizeprä-
sidentin Martha Stocker und den
SVP-Fraktionsvorsitzende im
Landtag, Elmar Pichler Rolle, dar-
über informiert, dass es nach wie
vor quasi unmöglich sei, sich für
die baskische Eigenständigkeit
mit demokratischen und friedli-

chen Mitteln einzusetzen. Die
baskische abertzale Linke verur-
teile jede Gewalt und wolle das
baskische Problem nur auf de-
mokratischem Wege lösen.

In der Erklärung, die Stocker
und Pichler Rolle dann dem Par-
teiausschuss vorlegten, sprechen
sie von einem „rücksichtslosen
Verhalten“, das „eines Rechts-
staates unwürdig“ sei. Ebenso
zeigt sich die SVP entrüstet über

das am Wochenende ausgespro-
chene Verbot der kurdischen Par-
tei DTP durch das türkische Ver-
fassungsgericht. EU-Parlamenta-
rier Herbert Dorfmann wird von
der SVP beauftragt, diese
„schwerwiegenden Vorgänge“
auf europäischer Ebene zu the-
matisieren „und alles zu tun, um
die spanischen und türkischen
Regierungsstellen davon abzu-
halten, diesen Weg fortzusetzen“.

Noch sitzt Christian Egartner auf seinem Stuhl im Landtag – heute ist ein
entscheidender Tag für seine politische Karriere. eg

„Da fragen wir das Parteivolk“ (von links): Martha Stocker, Thomas Widmann, Parteisekretär Philipp Achammer,
Obmann Richard Theiner, Landeshauptmann Luis Durnwalder und Paula Bioc-Gasser. eg

Die Vorfälle im Baskenland (im Bild die Fahne) schockieren auch die SVP.


